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Rechsgrundlagen der Betreuung in Auszügen: 

A. KitaFöG (Gesetz zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
Kindertagespflege - Kindertagesstättenförderungsgesetz Berlin) 

 
vom 23. Juni 2005 unter Berücksichtigung der Änderungen durch Artikel II des Gesetzes zur vorschulischen 
Sprachförderung vom 19. März 2008, durch Artikel II des Gesetzes zur Einführung der beitragsfreien Förderung 
im Kindergarten und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 17. Dezember 2009 sowie durch Artikel IV des 
Berliner Gesetzes zum Schutz und Wohl des Kindes vom 17.12.2009 
 
§ 1 Aufgaben und Ziele der Förderung  
 
(1) Tageseinrichtungen ergänzen und unterstützen als sozialpädagogische Bildungseinrichtungen die Erziehung 
des Kindes in der Familie durch eine alters- und entwicklungsgemäße Förderung. Tageseinrichtungen sollen  
 
1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern 
und  
 
2. die Eltern dabei unterstützen, Erwerbstätigkeit oder Ausbildung und Kindererziehung besser miteinander zu 
vereinbaren.  
 
Die Förderung umfasst die Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes. Sie soll allen Kindern gleiche 
Bildungschancen bieten, unabhängig von ihrem Geschlecht, ihrer ethnischen und religiösen Zugehörigkeit, der 
sozialen und ökonomischen Situation ihrer Familie und ihren individuellen Fähigkeiten, und soll soziale 
Benachteiligungen sowie behinderungsbedingte Nachteile möglichst ausgleichen.  
 
(2) Die Förderung in der Tageseinrichtung hat die individuellen Bedürfnisse und das jeweilige Lebensumfeld des 
Kindes und seiner Familie zu berücksichtigen. Die Kinder sollen darin unterstützt werden, ihre motorischen, 
kognitiven, sozialen und musischen Fähigkeiten zu erproben und zu entwickeln und ihre Lebenswelt außerhalb 
der Tageseinrichtung zu erkunden. Die Förderung des Erwerbs der deutschen Sprache ist ein Bestandteil des 
vorschulischen Bildungsauftrags, der in den Tageseinrichtungen verfolgt wird.  
 
(3) Die Förderung in Tageseinrichtungen soll insbesondere darauf gerichtet sein,  
 
1. das Kind auf das Leben in einer Gesellschaft vorzubereiten, in der Wissen, sprachliche Kompetenz, Neugier, 
Lernenwollen und -können, Problemlösen und Kreativität von entscheidender Bedeutung sind,  
 
2. das Kind auf das Leben in einer demokratischen Gesellschaft vorzubereiten, die für ihr Bestehen die aktive, 
verantwortungsbewusste Teilhabe ihrer Mitglieder im Geiste der Toleranz, der Verständigung und des Friedens 
benötigt und in der alle Menschen ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Identität, ihrer Behinderung, 
ihrer ethnischen, nationalen, religiösen und sozialen Zugehörigkeit sowie ihrer individuellen Fähigkeiten und 
Beeinträchtigungen gleichberechtigt sind,  
 
3. das Kind auf das Leben in einer Welt vorzubereiten, für die der verantwortliche Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen unverzichtbar ist,  
 
4. dem Kind zu ermöglichen, eine eigenständige und selbstbewusste Persönlichkeit zu entwickeln, die die 
kulturelle Vielfalt anerkennt und bejaht,  
 
5. das Kind dabei zu unterstützen, ein Bewusstsein vom eigenen Körper und dessen Bedürfnissen zu erwerben,  
 
6. das Zusammenleben von Kindern mit und ohne Behinderung auf der Grundlage des Gebots der 
Gleichberechtigung von Menschen mit und ohne Behinderung zu unterstützen.  
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(4) Die Tageseinrichtungen sollen sich mit anderen Einrichtungen und Diensten abstimmen und mit 
Einrichtungen der Familienbildung und der Erziehungsberatung kooperieren. Der Übergang zur Schule soll 
durch eine an dem Entwicklungsstand der Kinder orientierte Zusammenarbeit mit der Schule unterstützt 
werden. Dies betrifft insbesondere die in Absprache mit den Eltern vorzunehmende Übermittlung von 
Unterlagen aus der Sprachdokumentation in Vorbereitung des Schulbesuchs.  
 
(5) Bei der Gestaltung des Alltags in der Tageseinrichtung sind den Kindern ihrem Entwicklungsstand 
entsprechende Mitwirkungsmöglichkeiten zu eröffnen.  
 
(6) Die Kindertagespflege soll die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit in einer familiennahen Betreuungsstruktur fördern, die Erziehung und 
Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen und den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und 
Kindererziehung besser miteinander zu vereinbaren. 
 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
…. 
(3) Eltern-Initiativ-Kindertagesstätten sind Tageseinrichtungen, in denen Eltern die Förderung ihrer Kinder 
selbst organisieren. 
… 
 
§ 14 Elternbeteiligung  
 
(1) In Tageseinrichtungen ist die Zusammenarbeit des Fachpersonals mit den Eltern zu gewährleisten. Die 
Fachkräfte sind verpflichtet, die Eltern regelmäßig über die Entwicklung ihrer Kinder in der Tageseinrichtung zu 
informieren. Hospitationen von Eltern, ihre Anwesenheit während der Eingewöhnungsphase und ihre 
Beteiligung an gemeinsamen Unternehmungen sind zu fördern.  
 
(2) Die Eltern sind in Fragen der Konzeption und deren organisatorischer und pädagogischer Umsetzung in der 
Arbeit der Tageseinrichtungen zu beteiligen. Hierzu gehören auch Maßnahmen oder Entscheidungen, die zu 
finanziellen Belastungen der Eltern führen. Die Fachkräfte erörtern mit den Eltern die Grundlagen, Ziele und 
Methoden ihrer pädagogischen Arbeit. 
… 
 
§ 16 Betreuungsvertrag  
 
(1) Zwischen dem Träger der Tageseinrichtung und den Eltern wird auf Grundlage des festgestellten Bedarfs ein 
schriftlicher Vertrag abgeschlossen, der zumindest Aussagen treffen muss über:  
 
1. die zu erbringende Leistung nach diesem Gesetz, 
  
2. die Rechte und Pflichten, insbesondere eine Kostenbeteiligung nach § 26 an den Träger zu leisten sowie die 
Rechte nach § 23 Absatz 3 Nummer 3,  
 
3. die zur Zeit der Aufnahme geltenden täglichen Öffnungszeiten, die Dauer der jährlichen Schließzeiten der 
Einrichtung und die Regelungen zur Sicherstellung der Betreuung während der Schließzeiten,  
 
4. die Kündigungsfrist; diese darf einen Monat zum Monatsende nicht überschreiten.  
 
(2) Eine Kündigung des Vertrages durch den Träger ist nur aus wichtigem Grund zulässig. Sie ist schriftlich unter 
Angabe des Grundes zu erklären. Als wichtiger Grund gilt insbesondere die Einstellung der platzbezogenen 
Finanzierung oder die Nichtleistung der Kostenbeteiligung, dagegen grundsätzlich nicht die Reduzierung des 
Betreuungs-umfangs. Wird wegen Nichtleistung der Kostenbeteiligung gekündigt, ist der Träger verpflichtet, 
dies gleichzeitig dem zuständigen Jugendamt unter Nennung des Namens und der Anschrift des Kindes und der 
Eltern mitzuteilen; die Eltern sind hierauf im Betreuungsvertrag schriftlich hinzuweisen. In den Verträgen ist 
vorzusehen, dass bei Entscheidungen über finanzielle Mehrbelastungen im Sinne von § 14 Abs. 2 Satz 2 die 
Eltern zur fristlosen Kündigung des Betreuungsvertrages berechtigt sind, sofern die Eltern keine Möglichkeiten 
haben, vor Umsetzung der Entscheidung nach Absatz 1 Nr. 4 zu kündigen. Befristungen oder Bedingungen zur 
Auflösung des Betreuungsvertrages sind nur aus dringenden Gründen im Einzelfall zulässig. Darüber 
hinausgehende allgemeine Befristungen oder Bedingungen sind nur zulässig, wenn diese auf Grund der 
pädagogischen Konzeption erforderlich sind und die für die Aufsicht nach § 45 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch zuständige Stelle zugestimmt hat.  
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(3) Bei Kindertagespflege wird ein Tagespflegevertrag zwischen der Tagespflegeperson und dem zuständigen 
Jugendamt und ein Betreuungsvertrag zwischen dem Jugendamt und den Eltern geschlossen. 
  
(4) Bei Belegung eines durch das Land Berlin finanzierten Platzes in einer privat-gewerblichen Tageseinrichtung 
schließt das zuständige Jugendamt den Betreuungsvertrag mit den Eltern ab. 
 
§ 23 Finanzierung der Tageseinrichtungen der Träger der freien Jugendhilfe  
 
(1) Die Finanzierung von Tageseinrichtungen der Träger der freien Jugendhilfe soll auf Grundlage einer 
landesweiten Leistungsvereinbarung zwischen dem Land Berlin, vertreten durch die für Jugend und Familie 
zuständige Senatsverwaltung, und den Trägern der freien Jugendhilfe erfolgen. Hierbei werden die 
Betriebskosten durch eine Kostenerstattung des Landes Berlin, angemessene Eigenleistungen des Trägers und 
eine Kostenbeteiligung der Eltern gedeckt. Die Finanzierung erfolgt durch das zuständige Jugendamt für das 
jeweilige Kind bezogen auf Art und Dauer des in Anspruch genommenen Platzes gemäß dem nach § 7 Abs. 9 
geregelten Verfahren. Für die Finanzierung erhalten die Jugendämter im Rahmen der bezirklichen 
Globalsummen eine Mittelausstattung, welche auch die Finanzierung der Tagespflegeplätze einbezieht. Die 
Finanzierung von besonderen Gruppen im Sinne von § 6 Absatz 3 kann auch durch die für Jugend und Familie 
zuständige Senatsverwaltung sichergestellt werden; die Zuständigkeit für die Feststellung oder Geltend-
machung von Kostenbeiträgen nach § 3 des Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetzes in der Fassung vom 
28. August 2001 (GVBl. S. 494, 576), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 
848) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt.  
 
(2) Als Eigenleistung des Trägers gelten auch die Elternmitarbeit und die ehrenamtliche Tätigkeit sowie die 
Bereitstellung von Räumen.  
 
(3) Die Kostenerstattung durch das Land Berlin setzt insbesondere voraus, dass  
 
1. der Träger die Voraussetzungen einer Anerkennung nach § 75 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt,  
 
2. der Träger der Leistungsvereinbarung nach Absatz 1 beigetreten ist,  
 
3. im Zusammenhang mit der Förderung beim Träger für die Eltern nur insoweit über die Kostenbeteiligung 
hinausgehende finanzielle Verpflichtungen bestehen, wie sie sich auf Grund von den Eltern gewünschten 
besonderen Leistungen des Träger ergeben und diese Verpflichtungen von den Eltern ohne Beendigung der 
Förderung jederzeit einseitig aufgehoben werden können; für den Bereich der Elterninitiativkinder-
tagesstätten können in der Vereinbarung nach Absatz 1 abweichende Regelungen vereinbart werden,  
 
4. der Träger der Qualitätsentwicklungsvereinbarung nach § 13 beigetreten ist, die dar-aus folgenden 
Verpflichtungen einhält und auf Anforderung des Landes Berlin diesem gegenüber eine unabhängige Evaluation 
gewährleistet,  
 
5. die Leistung dem Bescheid über den Förderungsbedarf entspricht,  
 
6. eine Inanspruchnahme auf Grund eines Betreuungsvertrags erfolgt, der den Vorgaben in § 16 entspricht,  
 
7. alle in der Tageseinrichtung geförderten Kinder unter Berücksichtigung ihrer individu-ellen Fähigkeiten an 
den im Zusammenhang mit der Förderung angebotenen Leistungen teilhaben können. 
  
(4) In die Leistungsvereinbarung ist die grundsätzliche Verpflichtung des Trägers aufzunehmen, jeden 
Leistungsberechtigten im Rahmen seines Leistungsangebots, seiner Konzeption und seiner angebotenen 
Platzzahl aufzunehmen und zu fördern. 
… 
 

B. Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg über die gegenseitige 
Nutzung von Plätzen in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung vom 10.07.2002 
 
Artikel 1 
 
Die Länder Berlin und Brandenburg schließen diesen Vertrag mit dem Ziel, den nach Bundes- oder jeweiligem 
Landesrecht leistungsberechtigten Bürgern des jeweiligen Landes die Nutzung von Einrichtungen der  
 



Stolper Kinderhaus e. V. – Rechtsgrundlagen – April 2010  

4  

 
 
 
Kindertagesbetreuung (§ 22 des Achten Buches Sozialgesetzbuch) im jeweils anderen Land zu erleichtern, 
insbesondere 
 

1. bei dem Wunsch nach einer Einrichtung mit einem besonderen Angebotsprofil,  
 

2. wenn die Arbeits- und Wegezeiten der Eltern eine arbeitsplatznahe Betreuung erfordern oder 
3. bei einem Umzug in das jeweils andere Bundesland. 

… 
 
Artikel 5 
 
(1) Die Aufnahme von Kindern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im jeweils anderen Bundesland haben, 
erfolgt nur im Rahmen freier Kapazitäten der Einrichtungen und wenn die jeweils geltenden Leistungs-
verpflichtungen erfüllt sind. Eine Aufnahmeverpflichtung besteht nicht. 
 
(2) Eine Aufnahme und Betreuung setzen voraus, dass zuvor der Leistungsanspruch durch den 
Leistungsverpflichteten, in dessen Bereich die Leistungsberechtigten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
geprüft und beschieden und auf dieser Grundlage eine Kostenübernahmeerklärung abgegeben worden ist. Vor 
der Aufnahme von Brandenburger Kindern mit einem besonderen Förderbedarf in Kindertageseinrichtungen 
Berlins gemäß Artikel 2 ist der jeweils zuständige Sozialleistungsträger in Brandenburg zu beteiligen und das 
Einvernehmen herzustellen. In die Betreuungsverträge ist aufzunehmen, dass mit einer Beendigung der 
Kostenübernahme die Betreuungsverpflichtung endet. 
 
 

C. TKBG (Gesetz über die Beteiligung an den Kosten der Betreuung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege –TagesbetreuungskostenbeteiIigungsgesetz) 
 
auf Grund der Änderungen durch Artikel II des Gesetzes zur Weiterentwicklung des bedarfsgerechten 
Angebotes und der Qualität von Tagesbetreuung (Kindertagesbetreuungsreformgesetz) vom 23. Juni 2005 
sowie auf Grund der Änderung durch das Sechste Gesetz zur Änderung des Tagesbetreuungskosten-
beteiligungsgesetzes vom 19. April 2006 und des Gesetzes zur Einführung der beitragsfreien Förderung im 
Kindergarten und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 17. Dezember 2009 
 
§ 1 Kostenbeteiligung  
 
(1) Das Kind und seine Eltern haben sich nach Maßgabe dieses Gesetzes an den durchschnittlichen jährlichen 
Kosten der Betreuung in einer Tageseinrichtung, Tagespflegestelle oder der ergänzenden Betreuung an Schulen 
sowie an den Kosten für eine im Angebot enthaltene Verpflegung zu beteiligen. Lebt das Kind mit nur einem 
Elternteil zusammen, so sind nur diese beiden Personen kostenbeteiligungspflichtig. 
… 
 
§ 2 Bemessungsgrundlage der Kostenbeteiligung 

 
 (1) Die Kostenbeteiligungspflicht für die Betreuung bemisst sich unter Berücksichtung der in diesem Gesetz 
geregelten Ermäßigungstatbestände nach dem Einkommen des Kostenbeteiligungspflichtigen, der in Anspruch 
genommenen Art der Tagesbetreuung (Krippe, Kindergarten, Kindertagespflege oder ergänzende Betreuung an 
Schulen) und dem Betreuungsumfang. 
… 
 

D. Elternbeitragsordnung für die Inanspruchnahme von Kindertagesstätten (Kita) und Tagespflege-
stellen in der Landeshauptstadt Potsdam und im Land Berlin für Kinder mit Wohnsitz in Potsdam 
vom 14.05.2003 (Elternbeitragsordnung Potsdam) 
 
Öffentlich bekanntgemacht am 28.05.2003 im Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam. 
 
§ 1 Grundsätze 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der Kita sowie der Tagespflegestellen in Trägerschaft der Stadt Potsdam werden 
Elternbeiträge erhoben. 
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(2) Die in den Anlagen 1 bis 3 zu dieser Elternbeitragsordnung geregelten Entgelte gelten gemäß Artikel 6 des 
zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg abgeschlossenen Staatsvertrags vom 10.07.2002 gleichermaßen 
für Kinder, die ihren Wohnsitz in Potsdam haben, jedoch eine Einrichtung der Kindertagesbetreuung im Land 
Berlin besuchen. 
… 
 
§ 3 Entstehung der Elternbeitragspflicht 
 
(1) Die Elternbeitragspflicht entsteht mit der vertraglich vereinbarten Aufnahme des Kindes in die Kita bzw. 
Tagespflege. Der Beitrag wird für die Bereitstellung des Platzes in der Kita bzw. zur anteiligen Ersetzung der von 
dem Jugendhilfeträger zu tragenden Aufwendungen für die Tagespflege erhoben. 
… 
 
§ 5 Elternbeitragsmaßstab 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die Beiträge nach § 1 Abs. 1 dieser Ordnung sind: 
 
- der jeweilige Altersbereich des Kindes (Krippe, Kindergarten und Hort § 1 Abs. 5) 
 
- die jeweils erforderliche Betreuungsform ( Kita, Tagespflege) 
 
- der Umfang der vereinbarten Betreuungszeit 
 
- das anrechnungsfähige Jahreseinkommen der Eltern (§ 17 Abs. 2 KitaG) 
 
- bei der Tagespflege der Ort der Betreuung (Haushalt der Tagespflegeperson oder der 
Personensorgeberechtigten) 
… 

 
E. Rahmenvereinbarung über die Finanzierung und Leistungssicherstellung der Tageseinrichtungen 
(Rahmenvereinbarung - RV Tag) vom 01.01.2006 als berlinweite Leistungsvereinbarung gemäß § 23 
KitaFöG 
 
§ 1 Gegenstand und Rechtsgrundlage der Vereinbarung 
 
(1) Gegenstand dieser Rahmenvereinbarung ist die Leistungssicherstellung sowie die Finanzierung der Kosten 
der vorschulischen Tagesbetreuung, die den Trägern der freien Jugendhilfe (Leistungserbringer) durch den 
Betrieb von Tageseinrichtungen entstehen. 
… 
 
§ 2  Geltungsbereich 
 
(1) Diese Rahmenvereinbarung findet auf die der LIGA angehörenden Spitzenverbände und den Dachverband 
Berliner Kinder- und Schülerläden e. V. (DaKS) sowie die ihnen angeschlossenen Träger Anwendung. Das 
Erfordernis einer trägerbezogenen Betrittserklärung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 bleibt unberührt. 
… 
 
§ 5 Kostenbeteiligung 
 
(1) Die Träger nehmen gem. § 26 KitaFöG die Einziehung der Kostenbeteiligung in eigener Verantwortung wahr. 
 
(2) § 23 Abs. 3 Nr. 2 KitaFöG ist zu beachten. Finanzielle Belastungen im Sinne dieser Regelung (im folgenden 
Zuzahlungen) sind jede Art von regelmäßigen finanziellen Zahlungsverpflichtungen, die mit der 
Inanspruchnahme des Platzes direkt oder indirekt verbunden sind und die nicht jederzeit einseitig seitens der 
Eltern beendet werden könnten. Über die Art und Höhe solcher ggf. bestehenden Verpflichtungen sind die 
Eltern schriftlich zu informieren und auf die Mitbestimmungsrechte nach § 14 KitaFöG und die Kündigungs-
möglichkeiten nach § 16 KitaFöG hinzuweisen. 
 
(3) Jeder Träger ist grundsätzlich verpflichtet, auf Wunsch der Eltern einen Platz anzubieten, für den keine 
Zuzahlungen entstehen; angemessene Verpflichtungen der Elternmitarbeit sind hiervon nicht erfasst. Werden 
Zuzahlungen, die bereits bei Eintritt in die Einrichtung bestanden, erhöht, sind die Eltern auch unabhängig von  
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Mehrheitsbeschlüssen nach § 14 KitaFöG nicht verpflichtet, diese zu akzeptieren; ein Kündigungsrecht seitens 
des Trägers kann hierin nicht begründet werden. 
 
(4) Auf Grund der besonderen Struktur einer EKT finden auf diese nur Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 Anwendung, 
wobei darüber hinaus im Falle wirtschaftlich begründeter Schwierigkeiten der Eltern der Träger zumindest 
einen befristeten Verzicht oder Reduzierung der Zuzahlungen anbieten soll. EKT im Sinne dieser 
Rahmenvereinbarung sind Tageseinrichtungen, in denen Eltern oder andere Erziehungsberechtigte die 
Förderung ihrer Kinder in eigener Verantwortung selbst organisieren (§ 25 SGB VIII i.V.m. § 3 Abs. 3 KitaFöG). 
Voraussetzung ist der Zusammenschluss in einem Trägerverein. Diesem sollen mehrheitlich die Eltern oder 
andere Erziehungsberechtigte der in der Tageseinrichtung geförderten Kinder angehören. Das bestimmende 
Prinzip der Selbstorganisation muss aus der Satzung hervorgehen. Die Selbstorganisation umfasst die 
Wahrnehmung aller Rechte und Pflichten – auch im Hinblick auf die Ressourcenverantwortlichkeit - eines 
Trägers der freien Jugendhilfe, der in Wahrnehmung eigener Aufgaben eine Tageseinrichtung betreibt. Bei 
mehreren Einrichtungen eines Trägers muss die Ressourcenverantwortlichkeit bei den Erziehungsberechtigten 
liegen, deren Kinder in der jeweiligen Einrichtung betreut werden. Die Größe einer Tageseinrichtung, für die 
der Träger verantwortlich ist, soll dem Prinzip der Selbstorganisation nach Satz 1 bis 6 angemessen sein. Der 
Träger kann außer dem Betrieb von EKT weitere Aufgaben wahrnehmen. 
 

 
F. IfSG, Infektionsschutzgesetz  
 
vom 20. Juli 2000, Zuletzt geändert durch Art. 2a des Gesetzes vom 17. Juli 2009 
 
§ 34 Gesundheitliche Anforderungen, Mitwirkungspflichten, Aufgaben des Gesundheitsamtes 
… 
(5) Wenn einer der in den Absätzen 1, 2 oder 3 genannten Tatbestände bei den in Absatz 1 genannten 
Personen auftritt, so haben diese Personen oder in den Fällen des Absatzes 4 der Sorgeinhaber der 
Gemeinschaftseinrichtung hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen. Die Leitung der Gemeinschaftsein-
richtung hat jede Person, die in der Gemeinschaftseinrichtung neu betreut wird, oder deren Sorgeberechtigte 
über die Pflichten nach Satz 1 zu belehren. 
… 
 
§ 43 Belehrung, Bescheinigung des Gesundheitsamtes 
 
(1) Personen dürfen gewerbsmäßig die in § 42 Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten erstmalig nur dann ausüben und 
mit diesen Tätigkeiten erstmalig nur dann beschäftigt werden, wenn durch eine nicht mehr als drei Monate alte 
Bescheinigung des Gesundheitsamtes oder eines vom Gesundheitsamt beauftragten Arztes nachgewiesen ist, 
dass sie  
 
1.über die in § 42 Abs. 1 genannten Tätigkeitsverbote und über die Verpflichtungen nach den Absätzen 2, 4 und 
5 in mündlicher und schriftlicher Form vom Gesundheitsamt oder von einem durch das Gesundheitsamt 
beauftragten Arzt belehrt wurden und 
 
2.nach der Belehrung im Sinne der Nummer 1 schriftlich erklärt haben, dass ihnen keine Tatsachen für ein 
Tätigkeitsverbot bei ihnen bekannt sind. 
… 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand: April 2010 
Zusammengestellt von: Stolper Kinderhaus e. V.   

Keine Gewähr für Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben  


